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1. Rechtskraft/Geltungsbereich 

1.1 Rechtskraft 

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 12 der Stadt Lauf an der Pegnitz für das 

Gebiet „Langwiese“ wurde mit Bauausschussbeschluss vom 19.10.1971 und Stadtratsbe-

schluss vom 28.10.1971 eingeleitet. Die Regierung von Mittelfranken hat mit Schreiben vom 

18.03.1974 Nr. 220-2604 c 194/73 den Bebauungsplan genehmigt. 

Der genehmigte Bebauungsplan wurde am 11.04.1974 ortsüblich bekannt gemacht und mit 

der Bekanntmachung rechtskräftig. 

 

1.2 Geltungsbereich  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst das Gebiet zwischen der Lang-

wiesenstraße im Nordwesten und der Pegnitz im Südosten. Im Südwesten grenzt eine bereits 

Anfang der 1970er Jahre bestehende Reihenhausbebauung an. Nördlich des Geltungsbe-

reichs befinden sich die Gebäude des damals noch städtischen Schlachthofs. 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 3,4 ha. 

 

Abb. 1 Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 12 „Langwiesenstraße“ 

(ohne Maßstab) 
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2. Derzeitiger Bebauungsplan und sonstige derzeitigen Planungsvorgaben 

2.1 Derzeit geltende Festsetzungen 

Der Bebauungsplan setzt für das Grundstück Fl.Nr. 1346/5 ein Gewerbegebiet nach § 8 

BauNVO 1968 fest, alle übrigen Bauflächen sind als Mischgebiet nach § 6 BauNVO 1968 aus-

gewiesen. 

Das Maß der baulichen Nutzung wird einheitlich im gesamten Geltungsbereich mit einer GRZ 

von 0,4 und einer GFZ von 1,0 als Höchstgrenze festgesetzt. 

2.2 Damaliger Anlass, Ziel und Zweck der aufzuhebenden Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplans war eine Bauvoranfrage zur Errichtung einer La-

gerhalle mit Büro auf dem Grundstück Fl.Nr. 1335/5. Aufgrund der nicht unerheblichen Her-

stellungskosten für den Kanalanschluss und die Erschließungsstraße hat deshalb der Stadtrat 

der Stadt Lauf a.d.Pegnitz in seiner Sitzung vom 28.10.1971 beschlossen, zur Erschließung 

des Gebiets einen Bebauungsplan aufzustellen. 

 

2.3 Sonstige derzeitige Planungsvorgaben 

2.3.1 LEP 

Die Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 22.08.2013 be-

stimmt Lauf a.d.Pegnitz nach dem Grundsatz 2.1.7 i.V.m. dem Anhang 1 als Mittelzentrum. Ziff. 

3.1 enthält Grundsätze zum Flächensparen. Hiernach soll die Ausweisung von Bauflächen an 

einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demografi-

schen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet werden. Flächensparende Siedlungs- und Er-

schließungsformen sollen unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten ange-

wendet werden. Unter Ziff. 3.2 ist im LEP das Ziel festgelegt, dass in den Siedlungsgebieten die 

vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst vorrangig zu nutzen sind. Ausnahmen 

sind nur zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht zur Verfügung stehen. Ziff. 3.2 

enthält Grundsätze und Ziele zur Vermeidung von Zersiedelung. Hiernach sind eine Zersiede-

lung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige Siedlungsstruktur zu ver-

meiden. Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungsflächen 

auszuweisen.  
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2.3.2 Regionalplan 

Der Regionalplan der Industrieregion Mittelfranken (7), 13. Änderung, bestimmt Lauf a.d.Peg-

nitz als Mittelzentrum. Nach Ziff. 3.1.4.1 soll das Mittelzentrum Lauf a.d.Pegnitz gestärkt wer-

den und damit zur Erhaltung der noch vorhandenen dezentralen Siedlungs- und Wirtschafts-

struktur beigetragen werden. Nach Ziff. 3.1.4.2 sollen in den Gemeinden im Umland, die, wie 

Lauf a.d.Pegnitz, über eine günstige bestehende Anbindung an den schienengebundenen 

ÖPNV verfügen, bevorzugt Flächen für die weitere Siedlungsentwicklung bereitgestellt werden. 

Gemäß Ziff. 2.2 soll mit der Neuerrichtung von Wohnungen auf eine Verbesserung der Woh-

nungsversorgung hingewirkt werden.  

 

2.3.3 Flächennutzungsplan 

In dem seit 04.06.2008 wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Lauf a.d.Pegnitz sind die 

Flächen wie folgt dargestellt: 

Fl.Nr. 1349, 1349/1 gemischte Baufläche 

Fl.Nr. 1335/2 Fläche für den Gemeinbedarf 
- Feuerwehr - 

Fl.Nr. 1337 Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen 
 - Elektrizität 

alle weiteren Grundstücke gewerbliche Baufläche 
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Abb. 2 Flächennutzungsplan 2008 

 

3. Derzeit bestehende Bebauung und Nutzung sowie Auswirkungen auf die Belange der Bewohner 

in der näheren Umgebung 

3.1 Derzeit bestehende Bebauung und derzeitige Nutzung im Geltungsbereich der Aufhebung 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 12 sind derzeit folgende Gebäude vorhanden: 

 Wohnhaus Langwiesenstraße 13 

 Möbelhaus Pegnitzstraße 4 

 KFZ Handel und Werkstatt Pegnitzstraße 11 

 Lager- und Bürogebäude Pegnitzstraße 13 

 Feuerwache Pegnitzstraße 15 

Außerdem befindet sich auf dem Grundstück Fl.Nr. 1337 ein Umspannwerk der N-ERGIE AG. 
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Abb. 3 Auszug aus der Digitalen Flurkarte (Stand März 2018) 

Quelle: Bayerische Vermessungsverwaltung 

 

3.2 Derzeit bestehende Bebauung und Nutzung in der näheren Umgebung 

Im Umfeld des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 12 befinden sich im Südwesten eine 

Wohnbebauung mit zwei Reihenhauszeilen sowie ein Getränkemarkt/Lager (Pegnitzstr. 17). 

Im Nordosten grenzt der Gebäudekomplex eines gewerblichen Schlachtbetriebs an. Die Grund-

stücke nordwestlich der Langwiesenstraße werden teilweise als Parkplatz genutzt, die weiteren 

Flächen der ehemals hier ansässigen Firma Döbrich & Heckel sind nach Abbruch der Fabrikge-

bäude derzeit unbebaut.  
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3.3 Auswirkungen der festgesetzten und zuletzt genehmigten Nutzungen auf die Belange der Be-

wohner in der näheren Umgebung 

3.3.1 Verkehrliche Auswirkungen 

Die Aufhebung des Bebauungsplans hat keine Auswirkungen auf die Verkehrssituation. 

3.3.2 Schalltechnische Auswirkungen 

Die Aufhebung des Bebauungsplans hat keine schalltechnischen Auswirkungen. 

 

4. Anlass und Ziel des Aufhebungsverfahrens, Verfahrensart und Verfahren 

4.1 Anlass und Ziel des Aufhebungsverfahrens 

Im Bebauungsplan ist das Grundstück des bestehenden Möbelmarktes als „Gewerbegebiet“ 

festgesetzt, alle weiteren Grundstücke innerhalb des Geltungsbereichs sind als „Mischgebiet“ 

festgesetzt, einschließlich der Fläche des Umspannwerks und die Feuerwache in der Pegnitz-

straße. 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan ist dagegen lediglich das Anwesen Langwiesen-

straße 12 als „gemischte Baufläche“ dargestellt, die Feuerwache als „Fläche für den Gemein-

bedarf“ und das Umspannwerk als „Fläche für die Ver- und Entsorgung – Elektrizität“. Die rest-

lichen Grundstücke sind als „gewerbliche Bauflächen“ dargestellt. 

 

Weiterhin sieht der Bebauungsplan für die Pegnitzstraße einen Wendehammer im Bereich der 

Feuerwache vor. Die Weiterführung zur Nürnberger Straße ist im Bebauungsplan nicht vorgese-

hen. 

Nachdem auch die Verkehrsführung im Bereich der Langwiesenstraße geändert wird und die 

Langwiesenstraße teilweise eingezogen wurde, ist der Bebauungsplan auch hier überholt. 

Aufgrund der bereits weitgehend bebauten Grundstücke ist der Bebauungsplan für eine ge-

ordnete städtebauliche Entwicklung nicht mehr erforderlich. Eine künftige Bebauung lässt sich 

ohne weiteres nach § 34 BauGB beurteilen (Einfügungsgebot). 

 

Damit besteht das Planungserfordernis i.S.d. § 1 Abs. 3 BauGB, den bestehenden Bebauungs-

plan Nr. 12 insgesamt aufzuheben. 
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4.2 Künftig mögliche Bebauung im Bereich der Teilaufhebung 

 Die Grundstücke zwischen Pegnitzstraße und Pegnitz sind vollständig bebaut. Die Möglichkeit 

zur Errichtung von An- oder Erweiterungsbauten sowie eventuell mögliche Neubebauungen wer-

den nach Aufhebung des Bebauungsplans nach § 34 BauGB beurteilt. 

 Die planerische Voraussetzung definiert der Gesetzgeber in § 34 Abs. 1 BauGB wie folgt: 

 

 "Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ist ein Vorhaben zulässig, wenn  

 es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücks- 

 fläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und 

die Erschließung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-

nisse müssen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden." 

 

Die baurechtliche Zulässigkeit nach § 34 Abs. 1 BauGB hat die Baugenehmigungsbehörde im 

Einvernehmen mit der Gemeinde zu beurteilen.  

 

Die Stadt Lauf a.d.Pegnitz beabsichtigt, für den Bereich zwischen der Langwiesenstraße und 

der Nürnberger Straße einen Bebauungsplan für ein eingeschränktes Gewerbegebiet aufzustel-

len. In diesem Bereich wird dann eine mögliche Bebauung durch die Festsetzungen des neuen 

Bebauungsplans geregelt. 

 

4.3 Verfahrensart und Verfahren 

Nach § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für 

die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Im Rahmen der Planungshoheit 

(Planungsbefugnis und Planungsrecht) liegt es in der pflichtgemäßen Entscheidung der Stadt 

Lauf, den Bebauungsplan Nr. 12 aufzuheben und im Bereich zwischen Pegnitzstraße und Peg-

nitz von einer „erneuten“ verbindlichen Bauleitplanung abzusehen. 

 

Gemäß § 1 Abs. 8 BauGB gelten die Vorschriften des BauGB über die Aufstellung von Bauleit-

plänen auch für ihre Aufhebung. Damit ist auch für die beabsichtigte Aufhebung des Bebau-

ungsplans Nr. 12 die Durchführung eines Bauleitplanverfahrens erforderlich. Dieses Verfahren 
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kann gemäß § 13 Abs. 1 Satz 1 BauGB als sogenanntes „vereinfachtes Verfahren“ durchge-

führt werden. Durch die Aufhebung des Bebauungsplans bestimmt sich die Bebaubarkeit der 

Baugrundstücke in Teilbereichen nach § 34 BauGB.  

Die restlichen Flächen sollen durch die Aufstellung eines neuen Bebauungsplans überplant 

werden. 

Durch die Aufhebung des in weiten Bereichen obsolet gewordenen Bebauungsplans werden 

die Grundzüge der Planung nicht berührt. 

Durch die Anwendung der planungsrechtlichen Vorschrift des § 34 BauGB nach wirksamer Auf-

hebung in diesem Bereich wird sich die Nutzung auch nach der Art und nach der näheren Um-

gebung zu orientieren haben. Der Art der Nutzung nach werden damit keine Konflikte ausgelöst, 

die nicht im Genehmigungsverfahren gelöst werden könnten. Durch eine wirksame Aufhebung 

des Bebauungsplans Nr. 12 greift der Zulässigkeitsmaßstab des § 34 BauGB ein, der dann 

anzuwenden ist.  

 

Die weiteren Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 BauGB liegen vor. Für die beabsichtigte Teilauf-

hebung besteht nicht die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 

Anlage 1 des UVPG. Es sind auch keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 

6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter gegeben. Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck ei-

nes Natura 2000-Gebietes im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes werden nicht beeinträch-

tigt, da ein solches Gebiet nicht betroffen ist. 

 

Am 24.07.2018 fasste der zuständige Bau-, Umwelt- und Stadtentwicklungsausschuss der 

Stadt Lauf deshalb den Beschluss, das Verfahren zur Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 12 

„Langwiese“ einzuleiten.  

 

5. Folgen der Planaufhebung 

5.1 Bestehende Baugenehmigungen 

Die Aufhebung der Festsetzungen lässt die Wirksamkeit der bislang für die im Bereich der Auf-

hebung erteilten Baugenehmigungen unberührt.  

5.2  Erschließung 

Die Aufhebung des Bebauungsplans hat keine Auswirkungen auf die Erschließung der vorhan-

denen Baugrundstücke. Die Erschließung i.S.d. § 34 BauGB ist gesichert.  
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5.3 Auswirkungen der künftig möglichen Bebauung auf die Belange der Bewohner in der Umge-

bung 

5.3.1 Verkehrliche Auswirkungen, Ver- und Entsorgung  

Der Geltungsbereich der Aufhebungssatzung ist vollständig mit Verkehrseinrichtungen sowie 

mit Ver- und Entsorgungseinrichtungen erschlossen. 

Eine künftige Bebauung nach § 34 BauGB erfordert keine Veränderungen des bestehenden 

Straßenraums und der künftige Verkehr kann abgewickelt werden. Die Ver- bzw. Entsorgung in 

der näheren Umgebung ist gesichert. 

Auch wird keine signifikante Erhöhung der Abgas- und Feinstaubbelastung zu erwarten sein.  

5.3.2 Schalltechnische Auswirkungen 

Durch die Aufhebung des Bebauungsplans sind keine negativen schalltechnischen Auswirkun-

gen auf die bestehende Bebauung und die angrenzenden Gebiete zu erwarten. Die einschlägi-

gen Vorschriften zum Schallschutz sind bei einer Beurteilung nach § 34 BauGB zu beachten.  

5.3.4  Auswirkungen auf sonstige Belange  

Die Belange der Bewohner der bestehenden Bebauung im Hinblick auf Belichtung, Besonnung 

und Belüftung werden durch die Aufhebung nicht tangiert.  

Innerhalb des Plangebietes wird den Erfordernissen des Klimaschutzes gemäß den Anforde-

rungen des § 1a Abs. 5 BauGB Rechnung getragen. Das Plangebiet ist fast vollständig bebaut. 

Zukünftige Bauvorhaben sind nach § 34 zu beurteilen. Insofern werden durch die Aufhebung 

keine Veränderungen in Bezug auf Klimaschutz und Energieeffizienz erwartet. 

5.4  Abwägung 

 Die gerechte Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinan-

der ergibt, dass die Belange, die für eine Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 12 sprechen, mit 

der Folge, dass ein Vorhaben, welches hinsichtlich der Art und dem Maß der Nutzung in Bezug 

auf die Auswirkungen auf die nähere Umgebung keine höheren Belastungen auslöst, auf der 

Grundlage des § 34 BauGB genehmigt und realisiert wird, die Belange überwiegen, die gegen 

eine Aufhebung sprechen. 

 

 Gemäß § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB haben die Gemeinden die Bauleitpläne aufzustellen, sobald 

und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Gemäß § 1  

Abs. 6 Nr. 1, 2 und 4 BauGB sind dabei folgende Belange zu berücksichtigen: die allgemeinen 
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Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, die Wohnbedürfnisse der Bevölke-

rung, die Schaffung und Erhaltung sozialstabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbildung 

weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen kostensparenden Bauens sowie der Be-

völkerungsentwicklung. Zu berücksichtigen ist ferner die Erneuerung, die Anpassung und der 

Umbau vorhandener Ortsteile. Ergänzend bestimmt § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB, dass mit Grund 

und Boden sparsam umgegangen werden soll; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen In-

anspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der 

Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und an-

dere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwen-

dige Maß zu begrenzen. Die planende Gemeinde kann dabei ein im BauGB vorgesehenes Ver-

fahren wählen, um das angestrebte Ziel zu erreichen. Diese gesetzlichen Vorgaben gelten auch 

für die Aufhebung des Bebauungsplanes. 

  

6. Umweltbericht/Umweltbelange 

6.1 Umweltprüfung/Umweltbericht 

Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird im vereinfachten Verfahren von der Umweltprüfung nach § 2 

Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 

2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Information verfügbar sind, sowie von der zusammen-

fassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. § 4c BauGB 

ist nicht anzuwenden.  

6.2 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, Umweltbelange 

§ 18 Abs. 2 Satz 1 BNatschG bestimmt ergänzend, dass die Vorschriften der §§ 14 bis 17 

BNatschG über die Zulässigkeit von Eingriffen in Natur und Landschaft und die Erforderlichkeit 

und Durchführung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Innenbereich nach § 34 BauGB 

nicht anzuwenden sind. 

 

7. Bestandteil der Begründung (Anlagen) 

7.1 Bebauungsplan Nr. 12 „Langwiese“ vom 11.04.1974 mit Begründung 
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